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Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) hat in einem unlängst
ergangenen Urteil in einem Fall von Medienberichterstattung über Verbrechen
den Zusammenhang zwischen der Pressefreiheit (Art. 10) auf der einen Seite und
dem Schutz der Privatsphäre (Art. 8) und der Unschuldsvermutung (Art. 6 Abs. 2)
auf der anderen Seite geklärt. Der Kläger, „A“, ist norwegischer Staatsbürger mit
einer kriminellen Vergangenheit. Verhandelt wurde die Beschwerde des Klägers
über den für ihn ungünstigen Ausgang einer Verleumdungsklage gegen die
Tageszeitung Fœdrelandsvennen, die zwei Artikel über die Ermittlungen in einem
Mordfall veröffentlicht hatte, mit denen A in Zusammenhang gebracht wurde. A
war als möglicher Zeuge des Mords an zwei jungen Frauen verhört, aber nach
zehn Stunden wieder auf freien Fuß gesetzt worden. Das Interesse der Polizei an A
erregte große Aufmerksamkeit in den Medien. Fœdrelandsvennen veröffentlichte
Einzelheiten zu den Vorstrafen von A und gab an, dass A angeblich von Zeugen
zum Zeitpunkt des Mords an den Frauen in der Nähe des Tatorts gesehen worden
war. Der Fernsehsender TV2 hatte ebenfalls über den Fall berichtet und A als
Mörder dargestellt.

A reichte gegen die Tageszeitung und den Fernsehsender Verleumdungsklage ein,
nachdem im Verlauf der weiteren Ermittlungen deutlich geworden war, dass er
nichts mit dem Mordfall zu tun hatte. Die norwegischen Gerichte entschieden zu
seinen Gunsten und sprachen ihm im Fall gegen TV2 einen Anspruch auf
Schadensersatz zu. Im Fall der Zeitungsartikel befanden die norwegischen
Gerichte allerdings, dass die Berichterstattung zwar insofern verleumderisch
gewesen sei, als der normale Leser den Eindruck haben konnte, der Kläger sei der
wahrscheinlichste Täter in diesem Mordfall gewesen, aber sie entschieden nach
Abwägung aller Umstände, dass die Zeitung mit der Veröffentlichung der Artikel
richtig gehandelt hatte, da dies im Interesse der allgemeinen Öffentlichkeit erfolgt
sei, die ein Recht auf Informationen über den Gang der Ermittlungen und die
Verfolgung des Täters habe. A reichte gegen dieses Urteil Beschwerde in
Straßburg ein und berief sich dabei auf Art. 6 Abs. 2 (Unschuldsvermutung) und
Art. 8 (Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens). Nach seiner Auffassung
hatten die Gerichte mit ihrer Entscheidung - die Zeitung Fœdrelandsvennen habe
das Recht gehabt, verleumderisches Material über ihn zu veröffentlichen - sein
Recht auf Unschuldsvermutung und Privatleben beeinträchtigt.
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Die Beschwerde nach Art. 6 Abs. 2 wurde vom EGMR mit der Begründung
abgewiesen, dass Art. 6 im vorliegenden Fall keine Anwendung findet, und zwar
insbesondere deswegen nicht, weil A von keiner öffentlichen Behörde eines
Verbrechens beschuldigt worden war und auch in den beanstandeten
Zeitungsartikeln nicht eindeutig behauptet worden sei, er sei der fraglichen
Verbrechen schuldig. Das Gericht war allerdings der Auffassung, dass die Artikel
verleumderischen Charakter hatten, da sie den Eindruck vermittelt hätten, der
Kläger sei der Hauptverdächtige für den Mord an den beiden Mädchen gewesen.
Es sei zwar unbestritten, dass die Presse das Recht hat, Informationen an die
Öffentlichkeit weiterzugeben, und diese wiederum das Recht hat, solche
Informationen zu erhalten, aber diese Überlegungen rechtfertigten nicht die
verleumderischen Anschuldigungen gegen A und das ihm hiermit angetane Leid.
So sei der Kläger in der Tat von Journalisten verfolgt worden, um Bilder und
Interviews von ihm zu bekommen, und dies während eines Lebensabschnitts, in
dem er um Resozialisierung und Wiedereingliederung in die Gesellschaft bemüht
war. Er habe auf Grund der Zeitungsberichte Arbeit und Wohnung verloren und
sei in die soziale Ausgrenzung getrieben worden. Nach Auffassung des EGMR gab
es keine vernünftige Verhältnismäßigkeit zwischen dem von den norwegischen
Gerichten angeführten Interesse an der Wahrung der Meinungsfreiheit der
Zeitung und dem Interesse des Klägers am Schutz seiner Ehre, seines Rufs und
seiner Privatsphäre. Der EGMR war demzufolge mit der Abwägung der nationalen
Gerichte zwischen dem Recht auf Meinungsfreiheit der Zeitung (Art. 10) und dem
Schutz der Privatsphäre des Klägers (Art. 8) nicht zufrieden - ungeachtet dessen,
dass die nationalen Behörden über einen sehr weiten Ermessensspielraum
verfügen. Der EGMR kam zu dem Schluss, dass der Ruf und die Ehre des Klägers
durch die fraglichen Beiträge schwer beschädigt worden waren und dass diese
insbesondere seiner moralischen und psychologischen Integrität sowie nach Art. 8
seinem Privatleben geschadet hätten.

Judgment by the European Court of Human Rights (First Section), case of
A. v. Norway, Application no. 28070/06 of 9 April 2009

https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-92137

Urteil des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (Erste Sektion),
Rechtssache A gegen Norwegen, Antrag Nr. 28070/06 vom 9. April 2009
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